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Halle, den 25.10.2022
Antrag an den Rat der Stadt Halle (Westf.):
Halle nutzt seine Planungshoheit – Freiflächenphotovoltaik ermöglichen
Sehr geehrter Bürgermeister Tappe,

die Fraktionen CDU und GRÜNE im Rat der Stadt Halle (Westf.) beantragen:
Die Haller Verwaltung erarbeitet Kriterien und Entscheidungshilfen zur ökologischen,landwirtschaftsfachlichen und raumordnerischen Beurteilung von Planungsanfragenfür Photovoltaik-Freiflächenanlagen und legt diese der Politik zur Beratung undBeschlussfassung vor. Ziel ist es dabei, im Sinne einer Positivplanung denerforderlichen Ausbau der Freiflächenphotovoltaik mit den berechtigten Ansprüchender Landwirtschaft, des Umweltschutzes und der nachhaltigen Raumordnung zuvereinen. Eingehende Planungsanfragen für Freiflächenphotovoltaikanlagen werdenzukünftig dem Ausschuss für Planung und Stadtentwicklung vorgelegt und dortberaten.
Begründung
Der Ausbau der erneuerbaren Energien auf dem Gebiet der Stadt Halle hat für dieantragstellenden Fraktionen einen herausragenden Stellenwert. Wir verweisen indiesem Zusammenhang auf den Antrag „Einsatz von „Freiland“-PV-Anlagen“ der CDU-Fraktion aus dem Januar 2021 sowie den Antrag der Grünen-Fraktion „Potenziale derFreiflächenphotovoltaik in und für Halle erheben“ aus dem April 2022.
Der Klimawandel und auch die Sicherheit einer bezahlbaren Energieversorgung sindunser Antrieb. Während die energiepolitischen Herausforderungen in letzter Zeitenorm gewachsen sind, müssen wir gleichzeitig leider feststellen, dass die Antwortauf diese Herausforderungen, nämlich der Ausbau der erneuerbaren Energien, in Hallenoch nicht die erforderliche Dynamik entwickelt hat.
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Auf der einen Seite wird das städtische Förderprogramm für den Ausbau privater PV-Dächer sehr gut angenommen und kann als voller Erfolg bezeichnet werden. Auchwächst das Interesse von Immobilienbesitzern an energetischer Selbstversorgung mitPV-Strom unter den aktuellen Umständen enorm. Diesen Weg müssen wir entschiedenweitergehen und die PV-Nutzung auf dem Gebäudebestand unterstützen, dievorhandenen Potenziale heben.
Auf der anderen Seite hinkt Halle mit 18% lokal erzeugtem erneuerbarem Strom demBundesdurchschnitt von 47% deutlich hinterher. Es sind 15 Jahre vergangen, seitdemin Halle ein neues Windrad ans Netz gegangen ist. Die Haller Voraussetzungen sinddiesbezüglich leider speziell. Der Ausbau der Windenergie hängt in entscheidendemMaße von Freiräumen im Außenbereich ab, die in Halle mit seiner zersplittertenBesiedlung kaum gegeben sind.
Auch ohne die Preisexplosion auf dem Strommarkt sind wir also in einer Ausgangslage,die uns unter Handlungsdruck setzt. Die Hebung der PV-Potenziale auf Wohn- undGewerbegebäuden und auch auf Parkplatzflächen – so sinnvoll dies ist und so sehr wirdiesen Weg weitergehen müssen - wird allein leider nicht den substanziellen Zuwachserbringen, den wir jetzt brauchen.
Die Planungshoheit liegt bei uns
Wenn es um die Erzeugung großer Mengen Stroms aus erneuerbaren Quellen geht, istdie Freiflächenphotovoltaik neben der Windenergie und Biomasse ein weiterer starkerPlayer. Hier liegt die Planungshoheit über die Bebauungspläne verfassungsrechtlichbei den Städten und Gemeinden. Es liegt also an uns, ob und inwieweit wir dasPotenzial der Freiflächenphotovoltaik heben wollen wie wir den Ausbau dererneuerbaren Energien unterstützen wollen.
Der Verweis auf die in diesem Jahr eingesetzte Freiflächenphotovoltaik-Arbeitsgruppedes Kreistags Gütersloh ist dabei nicht zielführend. Die Kreisverwaltung erläuterte imKreisausschuss am 13.06.2022 zum Arbeitsauftrag dieser Arbeitsgruppe und zu denEinflussmöglichkeiten der Kreisverwaltung: „Hinsichtlich der Bebauungsplanung derKommunen könne der Kreis nur als Fachbehörde für Wasser, Boden, Naturschutz,Verkehr und ggf. Gesundheit eine Stellungnahme abgeben, die die Kommune vor Ortdann abwäge. Gebe es keine Bebauungsplanung, befinde man sich im Außenbereichund müsse prüfen, inwieweit die Errichtung einer zugelassenen Nutzung entsprecheund diese angemessen sei. Ansatz ihrer Vorlage sei gewesen, Grundsätzeaufzustellen, an denen man sich bei der Abgabe von Stellungnahmen orientierenkönne. Im Ergebnis wolle sie erreichen, dass bei Abgabe einer Stellungnahme nichtnoch Diskussionen vor Ort aufträten.“1
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Wir brauchen also nicht auf ein auf Kreisebene zu erarbeitendes Ergebnis zu warten.Zumal die von Seiten der Kreisverwaltung vorgelegten „Leitlinien zur Standortplanungfür Photovoltaikanlagen“2, die als Grundlage der Arbeit der Arbeitsgruppe dienen,deutlich erkennen lassen, dass die Errichtung von Freiflächenphotovoltaik imKreisgebiet durch die Kreisverwaltung schon durch eine restriktive Prioritätensetzungprinzipiell ablehnend betrachtet wird.
Nutzungskonflikte minimieren, sparsamer Umgang mit landwirtschaftlichenFlächen
Der Konflikt zwischen landwirtschaftlicher und energetischer Nutzung mussBerücksichtigung finden. Landwirtschaftlich nutzbare Flächen sind immens wichtigund gewinnen weiter an Bedeutung. Vor dem Hintergrund einer wachsendenWeltbevölkerung, des Klimawandels und großer Ernteausfälle durch den Ukrainekriegbrauchen wir unsere landwirtschaftlichen Flächen dringender denn je. Nicht vergessendürfen wir, dass auch in Halle landwirtschaftliche Flächen dauerhaft versiegelt undbebaut wurden und werden durch Wohn- und Gewerbegebiete wie auch Straßen. Alldies erhöht den Druck auf die Flächen und trägt mit dazu bei, dass die Preise fürlandwirtschaftliche Erzeugnisse steigen wie auch die Pachten für landwirtschaftlicheFlächen.
Wir schließen daraus, dass Freiflächenphotovoltaik auf den landwirtschaftlichenFlächen stattfinden muss, die eine geringe Wertigkeit bzw. geringeBodenpunkteanzahl aufweisen. Damit ist zu erreichen, dass die Flächen genutztwerden, die einen vergleichsweise geringen Ertrag erwirtschaften, mithin für dieLandwirtschaft und unsere Versorgung am ehesten entbehrlich sind."Landwirtschaftliche Kernräume“ in Halle3 sollen einer PV-Nutzung ebenfalls nichtzugänglich gemacht werden.
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Dauerhaften Verlust landwirtschaftlicher Flächen durch PV ausschließen
Auch Freiflächenphotovoltaik entzieht Flächen einer intensiven landwirtschaftlichenNutzung. Anders als ein Gewerbegebiet oder eine Straße ist eine Photovoltaiknutzungaber kein dauerhafter Verlust der Flächen, sondern eine vorübergehende„Umwidmung“, nach der PV-Nutzung umkehrbar und ohne negative ökologischeAuswirkungen für die betroffenen Flächen.
Um den Rückbau einer PV-Freiflächenanlage rechtlich abzusichern, können wir zumMittel der Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 12 BauGBgreifen. Wir können im begleitenden Vorhaben- und Erschließungsplan mitDurchführungsvertrag die Verpflichtung zum Rückbau der Anlage vereinbaren. DieseVerpflichtung kann über Bürgschaften, Dienstbarkeiten oder ähnliches abgesichertwerden.
Darüber hinaus bietet der vorhabenbezogene Bebauungsplan eine Vielzahl weitererVorteile und Gestaltungsmöglichkeiten. So können wir hierbei projektbezogenergänzende Regelungen aufnehmen. Dies kann beispielsweise eine Verpflichtung zuökologischen Standards, zur Bürgerbeteiligung oder zur Beteiligung der TWO usw.sein. Zudem haben wir die Möglichkeit, den Planungsaufwand und die Planungskostendem Solarparkerrichter ganz oder teilweise zu übertragen. Die Planungshoheit bleibtjedoch auch in diesem Fall uneingeschränkt bei uns als Kommune.
Bei einer dauerhaften Nutzungsaufgabe der PV-Freiflächenanlage kann auch einelandwirtschaftliche Anschlussnutzung durch entsprechende Vereinbarungen imDurchführungsvertrag zwischen Kommune und Vorhabenträger sichergestellt werden.Nach einem Rückbau der Anlage können die Flächen grundsätzlich wiederuneingeschränkt landwirtschaftlich genutzt werden. Das muss unser Ziel sein, um denErhalt wertvoller landwirtschaftlicher Nutzflächen sicherzustellen und denFlächenentzug aus der Landwirtschaft möglichst gering zu halten. Auch kann dasBewirtschaftungs- bzw. Pflege- und Ausgleichskonzept für die Zeit der Nutzung derFlächen für Freiflächenphotovoltaik bereits auf die Wiederaufnahme einerungestörten landwirtschaftlichen Nutzung im Umfang der ursprünglich in Anspruchgenommenen Fläche ausgerichtet werden.
Potenziale heben
Nach dem EEG sind ein 200 Meter breiter Randstreifen abzüglich eines 15 m breitenFreihaltebereichs entlang von Bundesautobahnen und Schienenverkehrswegen (abdem Jahr 2023 im „Osterpaket“ der Bundesregierung auf 500 m ausgeweitet) sowieKonversionsflächen grundsätzlich vergütungsfähig nach dem EEG. Hinzu kommen seitKurzem in NRW die so genannten „benachteiligten Gebiete“4 nach Artikel 32Verordnung (EU) Nr. 1305/20134.
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Maximal 300 Megawatt jährlich oder bis zu 400 Hektar können in diesen Bereichen, sohat es die Landesregierung NRW am 26. August 2022 verkündet, zukünftig landesweitdurch Freiflächenphotovoltaik erschlossen werden. Diese maßvolle Erweiterung derFlächenkulisse unterstütze die Vereinbarkeit von Klimaschutz mit einerwettbewerbsfähigen Landwirtschaft. „Landwirtschaftliche Fläche ist ein hohes Gut,das wir in Nordrhein-Westfalen schützen wollen. Unsere Landwirtinnen und Landwirtesorgen mit ihrer täglichen Arbeit auf den Feldern und Wiesen im Land für dieexistentielle Versorgung unserer Bevölkerung. Die Förderung von Photovoltaikanlagenauf bestimmten für die Landwirtschaft wenig ertragreichen Flächen verbessert dieMöglichkeit der Landwirte, wettbewerbsfähig zu wirtschaften und gleichzeitig einenBeitrag zum Klimaschutz zu leisten“, so NRW-Landwirtschafts- undVerbraucherschutzministerin Silke Gorißen.5
Halle ist im Ganzen ein benachteiligtes Gebiet, wird von einer Autobahn und einerBahnstrecke durchschnitten und hat noch keinerlei Freiflächenphotovoltaik - trotzeiner grundsätzlich gegebenen EEG-Flächenkulisse. Wir wollen das maßvoll undverantwortungsbewusst ändern und unsere Planungshoheit jetzt endlich in die Handnehmen.

Jochen Stoppenbrink Sandra WißmannFraktionssprecher Fraktionsvorsitzende
Friederike Hegemann Gregor BramhoffFraktionssprecherin Sachkundiger Bürger

Christian WiedaRatsmitglied


